Name, Adresse Absender/Absenderin
An 

(zuständige Bezirksverwaltungsbehörde/Magistrat, 

richtet sich nach Sitz des ausschreibenden Unternehmens)

……, am xx.xx.xxxx
Betrifft: Antrag gemäß § 10 Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) gegen den/die für die Stellenausschreibung Verantwortliche/n
Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Firma (Name der Firma), (Adresse), hat am (Datum) eine Stellenausschreibung in (Nennung des Mediums, z.B. Zeitung, Printmedium, Online-Medium) veröffentlicht (siehe Beilage 1). Mittels Ausschreibung gesucht wird ein/eine (Bezeichnung der gesuchten Tätigkeit) wobei ausschließlich die weibliche/männliche Form verwendet wird ODER nicht durchgehend geschlechtsneutral formuliert wird. 
Ziel dieser Vorgabe des GlBG ist es, eine diskriminierungsfreie Bewerbung zu ermöglichen. Durch die im Inserat gewählte Formulierung werden Frauen/Männer von vornherein ausgeschlossen ODER wird der Eindruck vermittelt, dass nur StellenwerberInnen des männlichen/weiblichen Geschlechts für die Stelle erwünscht sind. Für die ausgeschriebene Stelle bin ich sowohl persönlich geeignet als auch fachlich qualifiziert, werde jedoch in meinem Recht eingeschränkt, mich diskriminierungsfrei bewerben zu können. Etwaige Nachweise meiner Qualifikation bringe ich auf Verlangen gerne bei. Als Stellenwerber/Stellenwerberin für diese Stelle bin ich somit im Sinne von § 10 GlBG antragsberechtigt. 

Gemäß § 9 GlBG darf ein/e Arbeitgeber/in oder ein/e private/r Arbeitsvermittler/in einen Arbeitsplatz weder öffentlich noch innerhalb eines Betriebes (Unternehmens) nur für Männer oder nur für Frauen ausschreiben oder durch Dritte ausschreiben lassen, es sei denn, ein bestimmtes Geschlecht ist unverzichtbare Voraussetzung für die Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit. Die Ausschreibung darf auch keine zusätzlichen Anmerkungen enthalten, die auf ein bestimmtes Geschlecht schließen lassen. Die Wortwahl des Gesetzgebers macht ein enges Begriffsverständnis des Ausschlussgrundes „unverzichtbare Voraussetzung“ deutlich. Es können nur solche Voraussetzungen als unverzichtbar angesehen werden, die ein Tätigwerden von Arbeitnehmern oder Arbeitnehmerinnen des jeweils anderen Geschlechts praktisch oder rechtlich ausschließen. Die Tätigkeit eines/einer (Bezeichnung der im Inserat genannten Tätigkeit) ist jedoch nicht an ein Geschlecht gebunden, und die in der Ausschreibung beschriebenen Tätigkeiten können keineswegs nur von Frauen/Männern ausgeübt werden. 

Ein Ziel des GlBG ist die Gleichstellung von Frauen und Männern in der Arbeitswelt (§ 2 GlBG). Alle Bestimmungen des GlBG sind im Lichte dieses Zieles auszulegen. Zweck des Gebots der geschlechtsneutralen Stellenausschreibung ist es, Frauen und Männer zu Bewerbungen auch in Berufszweigen zu animieren, die in rollentypischen Denkmustern dem jeweils anderen Geschlecht zugeordnet werden. Gleichzeitig sollen Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen dazu veranlasst werden, auch das jeweils andere Geschlecht, welches nicht mit dem Berufsbild in Verbindung gebracht wird, in ihre Überlegungen bei der Auswahl der bestgeeigneten Personen miteinzubeziehen. Das Rechtsgut, sich diskriminierungsfrei am Arbeitsmarkt zu bewerben, wird auch vom OGH anerkannt (8 ObA 11/09i). 
Das vom Unternehmen (Name des Unternehmens) veröffentlichte Inserat entspricht  nicht dieser Zielsetzung. Es ist ausschließlich in weiblicher/männlicher Form abgefasst und wendet sich ausdrücklich nur an weibliche/männliche Interessentinnen/Interessenten. ODER Es ist nicht durchgehend geschlechtsneutral formuliert und vermittelt dadurch den Eindruck, dass nur Personen es männlichen/weiblichen Geschlechts für die Stelle erwünscht sind. Damit wurde gegen die Bestimmung des § 9 GlBG verstoßen, weshalb gemäß § 10 GlBG gegen den /die für die Stellenausschreibung Verantwortliche/n eine Ermahnung auszusprechen bzw., wenn schon andere Verstöße bekannt sind, eine angemessene Geldstrafe zu verhängen ist.
Mit freundlichen Grüßen

Name, Unterschrift
Beilage:

Stellenausschreibung (Beilage 1)
ev. Stellenbewerbung (Beilage 2)
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